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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden 

Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass ferngesteuerte Luftfahrtsysteme (RPAS) für eine Reihe von zivilen 

(nicht militärischen) Zwecken eingesetzt werden können, zum Beispiel im 

Zusammenhang mit dem Schutz kritischer Infrastrukturen und dem Katastrophenschutz, 

dem Katastrophenmanagement und Such- und Rettungsmaßnahmen, dem Umweltschutz, 

der Agrar- und Industrieproduktion, der Überwachung zu Zwecken der Strafverfolgung, 

dem Nachrichtenwesen, journalistischen Zwecken, kommerziellen Tätigkeiten und 

Freizeitaktivitäten; 

B. in der Erwägung, dass der Einsatz von RPAS trotz ihres Potenzials und ihres Nutzens 

erhebliche Risiken birgt, insbesondere da RPAS weitere Technologien voranbringen, die 

zur Überwachung und Ortung von Menschen und Gegenständen führen könnten; in der 

Erwägung, dass RPAS definitionsgemäß eine doppelt einsetzbare Technologie sind, die 

sehr strenge Regeln erfordert; in der Erwägung, dass RPAS auch mit erheblichen 

Herausforderungen verbunden sind, sofern personenbezogene Daten verarbeitet werden, 

da hierbei in die Grundrechte, nämlich in das Recht auf Privatsphäre und in das Recht auf 

Datenschutz, eingegriffen wird, und sofern die öffentliche Sicherheit betroffen ist, da mit 

ferngesteuerten Luftfahrtsystemen beabsichtigt oder unbeabsichtigt Menschen Schaden 

zugefügt und Infrastrukturen beschädigt werden können; 

C. in der Erwägung, dass fragmentierte nationalen Rechtsvorschriften über den zivilen 

Einsatz von RPAS die Entwicklung eines EU-Marktes für RPAS behindern, die 

Festlegung umfangreicher gemeinsamer Garantien erschweren und die Grundrechte der 

EU-Bürger erheblich gefährden würden, insbesondere das Recht auf Privatsphäre, das 

Recht auf Datenschutz, das Recht auf Sicherheit und die Versammlungsfreiheit; 

D. in der Erwägung, dass mit einem eindeutigen und vollständigen Regelungsrahmen, in dem 

der gesamte Bereich der RPAS geregelt ist, um Sicherheit, Privatsphäre und Datenschutz, 

Umweltschutz, Verantwortlichkeit und Haftung, Maßnahmen der Rechtsdurchsetzung, 

Versicherung, Identifikation und Transparenz sicherzustellen, Rechtssicherheit und die 

sichere Integration von RPAS in das System der Zivilluftfahrt gewährleistet werden 

können, und er dazu führen könnte, dass die EU eine entscheidende Rolle bei der 

Festlegung internationaler Standards übernimmt; 

E. in der Erwägung, dass ein breiterer Zugang der Verbraucher zu RPAS auch erhebliche 

Auswirkungen auf die Gesellschaft hätte und unsere geschäftliche und private Interaktion 

erheblich verändern würde; 

F. in der Erwägung, dass zwischen für Freizeitzwecke eingesetzten RPAS einerseits und für 

professionelle Zwecke eingesetzten RPAS andererseits unterschieden werden muss; in der 

Erwägung, dass beim Einsatz für Freizeitzwecke bestimmte besonders neugierige 

Technologien untersagt werden müssen; in der Erwägung, dass bei der leistungsstarken 

Technologie, mit der bestimmte, für den Einsatz zu professionellen Zwecken vorgesehene 

RPAS ausgestattet sind, die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der Notwendigkeit 
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geachtet werden müssen; 

G. in der Erwägung, dass RPAS und ihre Einsatzmöglichkeiten einen besonders stark 

eingreifenden Charakter haben können, was die Privatsphäre und den Schutz 

personenbezogener Daten betrifft; in der Erwägung, dass das Nichtvorhandensein einer 

direkten Verbindung zwischen dem System und seinem Nutzer den Eindruck vermittelt, 

dass die Verantwortung für den Betrieb des Systems aufgegeben wird; 

1. unterstützt den Vorschlag der Kommission, den Umstand, dass sie für die Regulierung 

von RPAS mit einem Gewicht von weniger als 150 kg nicht zuständig ist, zu überdenken, 

und die Verordnung (EG) Nr. 216/2008 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die 

Zivilluftfahrt zügig entsprechend zu ändern, damit sichergestellt wird, dass die EU die 

Integration von RPAS in die zivile Luftfahrt ordnungsgemäß regulieren kann, indem sie 

die Voraussetzungen für den zivilen Einsatz von RPAS im Hinblick auf Sicherheit, 

Privatsphäre und Datenschutz festlegt; 

2. bekräftigt, dass bei einer Verarbeitung personenbezogener Daten durch in der EU 

betriebene RPAS, ganz gleich, ob dies zum Zweck der Strafverfolgung oder durch eine 

natürliche Person im Zuge einer rein persönlichen Tätigkeit oder Haushaltstätigkeit 

erfolgt, das in Artikel 7 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union verankerte 

Recht auf Schutz des Privatlebens und das in Artikel 8 der Charta und in Artikel 16 der 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) verankerte Recht auf 

den Schutz personenbezogener Daten gelten und der Rechtsrahmen der EU für den 

Datenschutz uneingeschränkt eingehalten werden muss; 

3. fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass bei der Entwicklung von politischen 

Maßnahmen der EU zu RPAS der Schutz der Privatsphäre und der Datenschutz garantiert 

werden, indem mindestens Folgenabschätzungen und der eingebaute Datenschutz 

(„Privacy by Design“) und datenschutzfreundliche Grundeinstellungen („Privacy by 

Default“) zwingend vorgeschrieben werden; 

4. weist auf die wirtschaftliche Bedeutung der Branche hin und betont die Notwendigkeit 

geeigneter politischer Maßnahmen, mit denen die Privatsphäre geschützt und der 

Datenschutz und die Sicherheit sichergestellt werden und die in einem angemessenen 

Verhältnis zu dem Ziel der Maßnahmen stehen, ohne dabei KMU unverhältnismäßig zu 

belasten; 

5. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass bei der 

Entwicklung von politischen Maßnahmen der EU zu RPAS der Schutz der Privatsphäre 

und der Datenschutz gemäß dem Grundsatz der Notwendigkeit und dem Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit garantiert werden, unter anderem indem für alle in der EU 

eingesetzten RPAS grundsätzlich mindestens Folgenabschätzungen und der eingebaute 

Datenschutz („Privacy by Design“) und datenschutzfreundliche Grundeinstellungen 

(„Privacy by Default“) zwingend vorgeschrieben werden und indem (unter 

Berücksichtigung der Expertise des Europäischen Datenschutzbeauftragten und der 

nationalen Datenschutzbehörden im Rahmen der Artikel-29-Datenschutzgruppe) die 

erforderlichen Leitlinien ausgearbeitet werden, um die koordinierte Umsetzung des 

Regelungsrahmens für RPAS sicherzustellen; fordert die Kommission auch auf, das 

Europäische Parlament über alle Maßnahmen, die sie im Bereich der RPAS ergreifen 

möchte – zu denen auch Folgenabschätzungen gehören –, umfassend zu unterrichten; 
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6. unterstreicht die Notwendigkeit eines eindeutigen Rechtsrahmens, der auf einschlägigen 

Kriterien für den Einsatz von Kameras und Sensoren gründet, insbesondere bei von 

Unternehmen und Privatpersonen eingesetzten RPAS, und mit dem unter 

Berücksichtigung der Tatsache, dass die Komponenten der RPAS immer kleiner werden, 

was zu mehr beweglichen und nicht identifizierbaren Geräten führt, für den wirksamen 

Schutz des Rechts auf Privatsphäre und des Rechts auf Datenschutz und die Wahrung der 

Sicherheit der Bürger gesorgt wird; 

7. unterstreicht, dass beim Einsatz von RPAS durch Strafverfolgungsbehörden und 

Nachrichtendienste die Grundrechte auf Privatsphäre, Datenschutz, Freizügigkeit und 

freie Meinungsäußerung geachtet werden müssen und dass die möglichen mit dem Einsatz 

von RPAS durch Strafverfolgungsbehörden und Nachrichtendienste verbundenen Risiken, 

was die Überwachung sowohl von Personen und Personengruppen als auch von 

öffentlichen Bereichen wie Grenzen betrifft, angegangen werden müssen; 

8. vertritt die Auffassung, dass in den Regeln auf EU-Ebene und auf nationaler Ebene die für 

RPAS geltenden Bestimmungen im Hinblick auf den Binnenmarkt und den 

internationalen Handel (Produktion, Verkauf, Kauf, Handel mit und Einsatz von 

ferngesteuerten Luftfahrtsystemen), die Sicherheit (Pilotenlizenzen, Flugerlaubnis, 

Ermittlung der Eigentümer, Nachverfolgbarkeit der Ortung und Überwachung der RPAS 

und ihrer Flüge in Echtzeit, auch in Flugverbotszonen wie Flughäfen oder anderen 

Bereichen mit kritischer Infrastruktur, Haftpflichtversicherung für Bediener von RPAS 

und Regeln, die beim Betrieb eines RPAS eingehalten werden müssen, beispielsweise 

Regeln zur Sichtverbindung), die Privatsphäre und den Datenschutz sowie weitere 

einschlägige Rechtsbereiche, zum Beispiel das Strafrecht, das Recht des geistigen 

Eigentums sowie das Luftverkehrs- und Umweltrecht, festgelegt werden sollten bzw. auf 

sie hingewiesen werden sollte; 

9. fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass die professionellen Nutzer und 

Eigentümer von RPAS im Rahmen der Ausbildung auch im Bereich des Datenschutzes 

und der Privatsphäre besonders geschult werden und dass für die professionellen Nutzer 

von RPAS eine gegenseitige Anerkennung durch die Mitgliedstaaten gilt, um 

Marktbeschränkungen zu beseitigen; 

10. unterstreicht, dass dafür gesorgt werden muss, dass Personen, die RPAS bedienen, auf die 

auf EU-Ebene und nationaler Ebene für den Einsatz von RPAS geltenden Regeln, unter 

anderem im Bereich der Privatsphäre und des Datenschutzes und der Sicherheit, 

hingewiesen werden, und dass diese Regeln jedem Erwerber eines RPAS, zum Beispiel in 

einer Mitteilung oder einem Handbuch, mitgeteilt werden; 

11. ist besorgt über den möglichen rechtswidrigen und unsicheren Einsatz von RPAS (z. B. 

den Einsatz von RPAS, die von einem zivilen Instrument in eine Waffe für militärische 

oder andere Zwecke umgewandelt wurden, oder den Einsatz von RPAS zum Stören von 

Navigations- und Kommunikationssystemen); fordert die Kommission auf, die 

Entwicklung der Technologien zu unterstützen, die erforderlich sind, um für die Sicherheit 

und die Privatsphäre beim Betrieb von RPAS zu sorgen, unter anderem durch die 

Bereitstellung von Mitteln im Rahmen von „Horizont 2020“, die vor allem für Forschung 

und Entwicklung im Bereich von Systemen und Technologien usw. zweckbestimmt sind, 

die zur Verbesserung des eingebauten Datenschutzes („Privacy by Design“) und der 
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datenschutzfreundlichen Grundeinstellungen („Privacy by Default“) eingesetzt werden 

können, und die Entwicklung von Technologien wie die Erkennungs- und 

Ausweichtechnologie, das Geofencing, Maßnahmen gegen absichtliche Störung und 

gegen Entführung sowie den eingebauten Datenschutz („Privacy by Design“) und 

datenschutzfreundliche Grundeinstellungen („Privacy by Default“) zu unterstützen, um 

den sicheren Einsatz von zivilen RPAS zu ermöglichen; 12. empfiehlt nachdrücklich, dass 

die derzeitige Debatte zwischen der EU und den nationalen politischen 

Entscheidungsträgern und Regulierungsstellen, der Industrie, KMU und gewerblichen 

Unternehmen geöffnet wird und eine öffentliche Diskussion unter Beteiligung der Bürger 

und weiterer einschlägiger Interessenträger wie nichtstaatliche Organisationen 

(einschließlich Bürgerrechtsorganisationen) und Strafverfolgungsbehörden eingeleitet 

wird, um auf die Bedenken im Zusammenhang mit dem Schutz der Grundrechte und die 

Verantwortung unterschiedlicher Akteure bei der Wahrung dieser Rechte und dem Schutz 

der Sicherheit der Bürger beim Einsatz von RPAS sowie die Herausforderungen, denen 

sich diese Akteure gegenübersehen, einzugehen und Lösungen zu finden; 

13. fordert die Kommission auf, eine Mitteilung über die Auswirkungen und Risiken im 

Zusammenhang mit RPAS im Hinblick auf die Sicherheit, die Achtung der Grundrechte 

(insbesondere des Rechts auf Privatsphäre und des Rechts auf Datenschutz), die 

Strafverfolgung und das Nachrichtenwesen anzunehmen, die eine eingehende 

Untersuchung und eine detaillierte Folgenabschätzung umfasst, um Informationen für die 

öffentliche Debatte bereitzustellen und sie anzuregen, und die in diesem Bereich 

geplanten Initiativen in einem ausführlichen Aktionsplan zu umreißen; 

14. fordert die Ausschüsse TRAN und LIBE auf, eine gemeinsame Anhörung zu veranstalten, 

zu der Vertreter aus der Industrie sowie Vertreter der nationalen Stellen für den Schutz der 

Privatsphäre, des Europäischen Datenschutzbeauftragten, der Kommission und der im 

Bereich der Grundrechte tätigen nichtstaatlichen Organisationen eingeladen werden; 

15. fordert die Kommission auf, ein regelmäßiges Meldeverfahren in Betracht zu ziehen, in 

dessen Rahmen die technische Entwicklung sowie die Entwicklung politischer 

Maßnahmen und bewährte Verfahren auf nationaler Ebene Berücksichtigung fänden und 

Zwischenfälle mit RPAS behandelt würden, und einen Überblick über die regulatorischen 

Ansätze auf der Ebene der Mitgliedstaaten und eine entsprechende Bewertung vorzulegen, 

um einen Vergleich zu ermöglichen und bewährte Verfahren zu ermitteln.  
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